
Name d6r entgegennehmenden Gemeinde '

Duderstadt
Gemeindekennzahl der Betriebsstäite ($itz)

03159010 GewA 1

Gewerbe-Anmeldung
nach § 14 GewO oder § 55 c GewO

Bitte vollständig und gut lesbar ausfüllen sowie die zutreffenden
Kästchen ankreuzen.

1 2 und Nufirmer des

Göttin HRB 130397

HST Hyperschall- und Strömungstechnik GmbH

Handels-,
(ggf, bei GbR mia weiieren

Angaben zur Person

3 lN"me
Müller-Eigner

Vornamen

Rudolf weibl.

Geburtsname (nur bei Abweichung vom Namen)

17.03.1962

Geburtsdatum
_q_l

Bad Homburg, Deutschland

und -land

Xdeutsch andere

(0170) s2743s2
Telefon-Nr

Weidenbreite 7, DE-37085 Göttingen
der Wohnung (Siraße, Haus-Nr., Plz, Ort, E-MailA/Veb)

Telefax-Nr

Angaben zum Betrieb Zahl der geschäftSführenden Gesellschafter (nurbeipersonengeseltschaften)

Zahl der gesetzlichen Veftfetef (nur bei juristischen pesonen) 0

Per§on/Betriebsleiter (nur bej inländischen Aktiengosellschafl€n, Zweigniederlassungen und uflselbständigen zweigstelten)

Name Vornamen

Angaben zum
Betriebsinhaber

Bej Personengesellschaften (2.8. OHG) ist für jeden
tischen Personen ist bei Feld Nr.3 bis g und Feld Nr.

geschäftsführenden Gesellschafter ein eigener Vordruck auszufüllen. Bei juris-
30 und 31 der gesetzliche Vertreter anzugeben (bei inländischer AG wjrd auf

diese Angaben verzichtet). Die Angaben für weitere gese2liche Vertreter zu diesen Nummern sind ggf. auf Beiblättern zu etgänzen.

Anschriften (Straße, Haus-Nr., Plz, Ort, E-Mail/Web)

Falls der in die oder Ausländer ist

Hinweis: Diese Anzeige berechtigt nicht zum Beginn des Gewerbebetriebes, wenn noch eine Erlaubnis oder eine
Eintragung in die Handwerksrolle notwendig ist. Zuwiderhandlungen können mit Geldbuße oder Geldstrafe oder
Freiheitsstrate
Diess Anzeige

geahndet werden.
ist keine Genehmigung zur Errichtung einer Betriebsstätte

30.05.2018

dem

I elelon-Nr

Anger 18, DE-37115 Duderstadt
Telefax-Nr.

Telefon-Nr
_EHauptniederlassung 

(falls Bekiebsstätte lediglich Zweigsteile ist)

I elelax-Nr

I elelon-Nr.

Albert-Einstein-Straße I I, DE-371 9l Katlenburg-Lindau

Frühere Betriebsstätte

Telefax-Nr

(46141) Fertisuns und Vertrieb von strömunsstechnischen Einrichtungen

Wird die Tätigkeit (vorerst) im Nebenetuerb
bet.ieben ?

des Beginns der angemeldeten Tätigkei, 01.06.201g
des angemeldeten Betriebes

lndustrie Handwerk Handel Sonsiiges

1 9 lZanl Oe'Uei GescFäftsaLf-anre tär gen

- 
Personen lohne lnhaberl trKein6Vo zelt 0 Teilzeit 0

Die Anmeldung
wird erstatiet für

Eine Hauptniederlassung

ejn Automatenaufstellungsgewerbe

X Eine Zweigniederlassung Eine unselbständige Zweigstelle

ein Reisegewerbe

Grund der
Anmeldung einem anderen Meldebezirk

Gesellschafterei ntritt

tr
tr

Gründung nach Umwandlungs-
geseiz (2. B. Verschmelzung, Spaltung)

Erbfolge/Kauf/Pachi

WiedBreröffnung nach Verlegung aus tr
Wechsel der Rechtsform

Neugründung

26 Name des früheren Gewerbetreibenden oder früherer Firmenname

HST all

Liegi eine Erlaubnis vor ?

Ja Nei n

Wenn Ja, Ausstellungsdatum und erteilende Behörde:

;u I-l ru"in [l 
wenn Ja' Ausstellungsdatum und Name der Handwerkskammer:29 für Handwerksbeiriebe

eine Handwerkskarte vor ?

ra l-l r'rein n
Wenn Ja, Ausstellungsdatum und erteilende Behörde:

vor ?
ei ne30

la n r.rein Tl 
Wenn Ja' sie enthält folgende Auflagon bzw. Beschränkungen:JI

den, 30.05.20 I

migufg eine Auflage oder
Beschränkung?

Q

(Datum) (Unterschrift)

*

l4a lGeschlechr

[,i"", [xl

a

," E Nein tr
E tl n

tr tr



Unterrichtung nach § 17 BStatG

Die allgenein bei allen Gewerbeanzeigepflichtigen durchgeführte Statistik dient der Gewinnung zuverlässiger, aktueller und
bundesweit vergleichbarqr Daten über die Gewefuean-, ab- und umneldungen. Sie ist unentbehrliche lnfonretionsgrundlage für die Wirtschafts-,
Wettbewedcs- u nd Strukturpolitik.

Rechtsgrundlage der Statistik ist § 14 Abs, 8a der Gewerbeordnung in Veöindung mit dem Gesetz über die Statistik für Bundesaruecke
(Bundesstatistikgesetz - BStatG). Erhoben werden die Tatbestände zu § 14 Abs. 8a Satz 4 Nr. 'l bis 3 Gewerbeordnung.

Gemäß § 14 Abs. 8a der Gewerteordnung in Veöindung mit § 15 BStatG besteht für die nach § 14 Abs. 1 bis 3 Geweheordnung
Anzeigepflichtigen Auskunftspflicht. Die Auskunftserteilung erfolgt mit der Gewerbeanzeige. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung
zurAuskunftserteilung haben gemäß § 15 Abs. 6 BStatG keine
aufschiebende Wiftung.

Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG grundsätzlich geheingehalten. Nur in ausdnicklich gesetzlich geregelten
Ausnahnpfällen dürfen Einzelangaben übermittelt werden. Nach § 16 Abs. O BStatG ist es nöglich, den Hochschulen oder ionstigen Einrichtungen mit der
Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forcchung für die Durchführung wissenschaftlicher
Vorhaben Einzelangaben dann zur Verfügung zu stellen, wenn diese so anonymisiert sind, daß sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Auf,ruand an Zeil,
Kosten und Arbeitskraft den Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können.
Die fflicht zur Geheimhaltung besteht für die Personen, die Empfänger von Einzelangaben sind.

Die Angaben zu den Feld-Nunrnem 1 bis 4, 10 und 12 bis 14 sind Hilfsnerknnle, die lediglich dertechnischen Durchführung der
Ehebung dienen. Die Angaben zu der Feld-Nunrrer 10 werden nach Abschluss der Prüfung derAngaben vemichtet. Die übrigen Angaben zu den Feld-
Nummem weden zusarnren mit den Angaben zu den Feld-Nurnrnem 1S, 18, 1g und 29 und
dem Datum der Aufnahrne zur Führung einer Adref3datei nach § 13 BStatG verwendet. Daniber hinaus dienen die vorgenannten Angaben der
DurchfÜhrung derVerordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Ratesvom22. Juli 1993 überdie innergeneinschaftliche
Koordinierung des Aufbaus von Uniemehrnensregistem fürstatistische Veruendungsarirecke (ABl. EG Nr. L 196 S, i),

Zur technischen Durchführung der Erhebung werden für jedes Untemehrnen baru. für jeden Betrieb Ordnungsnumrnem vergeben.
Bei den Untemehnens- und Betriebsstättennumrnem handelt es sich um laufende, länderspeZfische Numnem;
Postleitzahl, Art und Numnrerenthalten die Angaben zu den in Feld-Numnrer 1 genannten Registem.

Hinweise
1.

Diese Anzeige gilt gleichzeitig als Anzeige nach § 138 Abs. 1 der Abgabeordnung bei dem für den angeneldeten Betrieb
zuständigen Finanzarnt; die Übrigen steuenechtlichen Vorschriften bleiben jedoch unbenihrt,
Unbenihft bleiben auch die sonstigen öffentlich-rechtlichen Pflichten z.B. nach dem Aöeits- und Sozialversicherungsrecht oder
dem Außenwirtschafts- und Ausländenecht.
Diese Bescheinigung berechtigt insbesondere nicht zum Beginn oder zur Anderung oder Eruyeiterung oder Verlegung eines
Gewefuebetriebes, wenn dafüreine Erlaubnis odereine Eintragung in die Handwerksrolle notwendig ist. Zuwiderhandlungen
gegen eine Anzeige- oder Edaubnispflicht oder eine Pflicht zur Eintragung in die Handwertsrolle können mit Geldbuße, in
bestimrnten Fällen (vgl. § 148 GewO) auch mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe geahndet werden.
Die Fortsetzung eines ohne eine etvva erforderliche Erlaubnis oder eine Eintmgung in die Handwerksrolle begonnenen Betriebes kann vertrindert werden
(§ 15 Abs. 2 GewO, § 16 HwO).

2

Ein Wechsel des Betriebsinhabes (2. B. durch Kauf, Pacht, Erbfolge, Anderung der Rechtsform) einschließich des Ein- oder
Austritts geschäftsführender Gesellschafter bei Perconengesellschaften (OHG, KG, GbR), ein Wechsel der Betriebstätigkeit
(2. B. Urnwandlung eines Großhandels in einen Einzelhandel), eine Ausdehnung der Tätigkeit auf Waren oder Leistungln, die bei
Betrieben der angeneldeten Art nicht geschäftsüblich sind (2. B. Erweiterung eines Großhandels um einen Einzelhandäl), eine
Verlegung des Betriebes oder die Aufgabe des Betriebes ist emeut nach § 14 GewO anzuzeigen.

J-

Bei bereits gegrLindeten, aber noch nicht im Handelsregister elngetragenen juristischen Perconen gilt die Gewerbeanneldung bis
zr: ihrer Registereintragung nur als Gewebeanzeige für die in dem Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung angegebenen
Gninden für die juristische Person gilt die Gewerbeanneldung erst dann, wenn der auf der Vorderseite an§egeUenen Behörde ein
Auszug über die Registereintragung vorgelegt wird, deren lnhalt mit den Angaben in der Gewerbeanzeige übereinstlmnrt.

4.
Ausländer, mit Ausnahrne der EU i EWR Ausländer, die in eigener PeEon im lnland eine gewerbliche Tätigkeit ausüben wollen,
bedüfen einer Aufenthaltsgenehmigung der dafür zuständigen Ausländerlrehörde, nach d-er ihnen die Ausübung des
betreffenden Gewerbes ausländenechtlich gestattet ist.


